Niederschrift Uber die 6ffentliche

Sitzung des Bauausschusses

am Montag, den 16.10.2023

Im Kaspar-Hauser-Saal, Tagungszentrum Onoldia

Beginn:
Ende

16:00 Uhr
19:55 Uhr

Oberbiirgermeister

Deffner, Thomas

Ausschussmitglieder

Forstmeier, Werner

Hillermeier, Joseph
Kotzurek, Claus

Ruhl, Oliver
Sauerhammer, Gerhard
Sauerhofer, Jochen
Schildbach, Uwe

Stein-Hoberg, Sabine
Stephan, Manfred
Ziegler, Bernd

1. Stellvertreter

Blank, Siegfried
Danielis, Walter
Maurer, Nadine

Raschke-Dietrich, Monika

Schriftfihrerin
Pflug, Birgit

Verwaltung

Heinlein, Andrea
Simons, Frank, Dr.

Anwesenheitsliste

Abwesend ab 19:00 Uhr - Ende
offentlicher Teil

Anwesend ab 16:11 Uhr - Top 10
Abwesend ab 19:45 Uhr -
Anfragen/Bekanntgaben NO

Vertretung fur Frau Elke Homm-Vogel
Vertretung fur Herrn Daniel Losch
Vertretung fur Herrn Frank Reisner
Anwesend ab 16:32 Uhr - Top 10
Vertretung fur Herrn Dr. Markus Bucka



Wehrer, Christoph

Referenten
Bischl, Jochen

Weitere Anwesende:

Herr Christofori Ingenieurblro Christofori & Partner
Herr Ruhland Ingenieurblro Christofori & Partner
Frau Wolkl Wasserwirtschaftsamt Ansbach

Fachbereichsleiterin Gewasserschutz und Abwasserentsorgung
Abteilungsleiterin Stadt Ansbach, Lkr. Ansbach (Nord);

Abwesende und entschuldigte Personen:

Ausschussmitglieder

Bucka, Markus, Dr.
Homm-Vogel, Elke
Ldsch, Daniel
Pollack, Kathrin
Reisner, Frank
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Tagesordnung

Offentliche Sitzung

Hochwasserschutz- und Ruckhaltekonzept Dombach/Onolzbach

Deckblatt Nr. 2 zum Bebauungsplan Nr. CL 1 ,Anderung der textlichen
Festsetzungen hinsichtlich der Dachbegrinung fur das Gewerbegebiet
zwischen der Bundesstralde B13 und der Autobahn A6 , OT Claffheim,,

a) Abwéagung der Stellungnahme der Beteiligung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs.
2 BauGB

b) Satzungsbeschluss Deckblatt Nr. 2 zum Bebauungsplan Nr. Cl 1 (§ 10 Abs. 1
BauGB)

Deckblatt Nr. 7 zum Bebauungsplan B6 "Anderung der textlichen
Festsetzungen hinsichtlich der Dachbegrinung fir einen Teilbereich westlich
der Gottlieb-Daimler-Stral3e"

a) Anderungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB

b) Beschluss zur frihzeitigen Beteiligung gem. 8 3 Abs. 1 und 8§ 4 Abs. 1
BauGB

Erlass einer Veranderungssperre fur den Geltungsbereich des Deckblatts Nr. 7
zum Bebauungsplan Nr. B 6 (88 14, 16 BauGB)

Vorhabenbezogener Bebauungsplan zum VEP - Deckblatt 1 zum
Bebauungsplan Nr. B 17 "fur einen Teilbereich im Ortsteil Wallersdorf"

a) Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB

b) Beschluss zur friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit, Behorden und
Trager offentlicher Belange gem. 8 3 Abs. 1 und 8 4 Abs. 1 BauGB

Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit integriertem VEP Nr. He/Ob 16 "fur
einen Teilbereich zwischen HauptstralRe und Zogelweg in Obereichenbach”

a) Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB

b) Beschluss zur friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit, Behorden und
Trager oOffentlicher Belange gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB
Ortsteilsatzung Kaferbach - Weiteres Vorgehen

Anderung der Satzung tber die Errichtung von Kinderspielplatzen

Antrag der AfD-Fraktion - Begrenzung der PV-Anlagen im Bereich
der Gemarkungen Claffheim, Bernhardswinden, Brodswinden

Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN -
Architektenwettbewerb Sanierung/Umbau Berufsschule

Widmung der Faunstral3e

Anfragen/Bekanntgaben
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TOP 13 Bekanntgabe des Wegfalls der Geheimhaltung der in der nicht6ffentlichen
Sitzung gefassten Beschlisse (8§ 37 GeschOStR)
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Oberburgermeister Thomas Deffner eroffnet die Sitzung und stellt fest, dass
ordnungsgemald und termingerecht zur Sitzung des Bauausschusses geladen wurde
und die Beschlussfahigkeit gegeben ist.

Offentliche Sitzung

ITOP 1 Hochwasserschutz- und Ruckhaltekonzept Dombach/Onolzbach |

Herr Oberbirgermeister Deffner begrifdt Frau WO06lkl (Abteilungsleiterin - des
Wasserwirtschaftsamtes), sowie die Herren Christofori und Ruhland vom Ingenieurbiro
Christofori.

Herr Wehrer informiert zu Beginn, dass es in der Vergangenheit im Stadtgebiet
Ansbach immer wieder zu kleineren und mittleren Uberschwemmungsereignissen an
den Bachen Dombach und Onolzbach gekommen ist, daher wurde das Tiefbauamt
gemal Beschluss des Bauausschusses mit der Vergabe zur Erstellung eines
Hochwasserschutz- und Rickhaltekonzepts beauftragt.

Das mit der Erstellung des Konzepts beauftragte Ingenieurbliro Christofori aus
Heilsbronn hat hierzu bereits einen Zwischenbericht im Oktober 2021 vorgestellt. Hier
wurde Uber die ortlichen Gegebenheiten im Einzugsgebiet der beiden Bache berichtet.

Die Ergebnisse und das Konzept zum Hochwasserschutz- und Rickhaltekonzept an
Dombach und Onolzbach werden nun anhand von ausfuhrlichen Prasentationen unter

Beteiligung des beauftragten Ingenieurbliros und des Wasserwirtschaftsamtes
vorgestellt und das weitere Vorgehen erlautert:

Kostenannahme fiir das Einzugsgebiet des Onolzbachs fur einen Schutz vor HQ 100:
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MaBnahme
1 HRB Onolzbach

2 HRB Fiirstengraben

3 HRB Geisengrund

4 Abflussertiichtigung innerstadtisch (Briicken,...)

Summe reine Baukosten netto

19 % Mehrwertsteuer

Summe reine Baukosten brutto

Baunebenkosten und Aufrundung

Gesamtkosten brutto (ohne Grunderwerb)

reine Baukosten ohne Grunderwerbskosten, Abbruchkosten und Altlastenentsorgungskosten

Kostenstand Oktober 2023

Onolzbach

Menge Einheit
51000 m? Riickhaltevolumen

13000 m? Riickhaltevolumen

45000 m? Riickhaltevolumen

Einheitspreis

Gesamtpreis
25,00 € 1.275.000,00 €

65,00 € 845.000,00 €

32,00 € 1.440.000,00 €

1.800.000,00 €

5.360.000,00 €
1.018.400,00 €
6.378.400,00 €

951.600,00 €
7.330.000,00 €

Kostenannahme flr das Einzugsgebiet des Dombachs fiir einen Schutz vor HQ 100:

MaBnahme
1 HRB Dombach1

2 HRB Dombach 2

3 Gewasseraushau Dombach Siedlungsbereich

Summe reine Baukosten netto

19 % Mehrwertsteuer

Summe reine Baukosten brutto
Baunebenkosten und Aufrundung

Gesamtkosten brutto (ohne Grunderwerb)

reine Baukosten ohne Grunderwerbskosten, Abbruchkosten und Altlastenentsorgungskosten

Kostenstand Oktober 2023

Offentliche Sitzung des Bauausschusses vom 16.10.2023

Dombach

Menge Einheit
30000 m? Riickhaltevolumen

24000 m? Riickhaltevolumen

1200 m Gewasseraushau

Einheitspreis

Gesamtpreis
40,00 € 1.200.000,00 €

45,00 € 1.080.000,00 €

600,00 € 720.000,00 €

3.000.000,00 €
570.000,00 €
3.570.000,00 €
530.000,00 €
4.100.000,00 €
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Abschliel3end fasst Herr Buschl die Vortrdge nochmals kurz zusammen, die als
Grundlagenermittlung fur das weitere Vorgehen dienen. Vor allem am Dombach sei die
Komplexitat sehr grof3. In einem Appell an die Eigentimer ruft er dazu auf, dass ein
Schutz vor Hochwasser nur erreicht werden kénne, wenn zuerst Malinahmen an den
Grundstiicken im Siedlungsgebiet ergriffen und samtliche unzuldssige Einengungen
bzw. Einbauten in den Bachlauf zurickgebaut sind. Das Ziel am Dombach sei ein
schadloses Ableiten, das nur im Zusammenschluss aller Eigentimer
erfolgsversprechend sei. Die Verwaltung werde zuerst auf Freiwilligkeit setzen, dann
aber bei Bedarf gezielt zum Ruckbau auffordern. Erst wenn die Umsetzung in der
Siedlung geklart ist, konne das Gesamtpaket an moglichen Férdermitteln beantragt
werden, da ansonsten keine Forderung moglich sei. Erreicht werden kénne das nur,
wenn der fur die Forderfahigkeit nétige Schutz vor einem HQ 100 plus sogenannten
Klimafolgenzuschlag (15%) erreicht werde. Dies sei, wie die beiden Vortragenden
bereits ausgefihrt hatten, nur durch MaRnahmen im Talraum alleine nicht méglich.

Aus dem Gremium werden Fragen zur Kostenubernahme privater Ruckbauten, sowie
zur Anzahl der Eigentiimer und den mdglichen Eingriffen in die Grundstiicke gestellt.

Herr Buschl fuhrt aus, dass die Verwaltung zunachst auf die Freiwilligkeit der
Eigentimer setze, eine gewisse Unterstitzung im Vorgehen sei grundsatzlich
vorstellbar, ein Modell hierzu sei jedoch erst noch zu entwickeln. Die Zahl der
Eigentimer umfasse eine hohe zweistellige Zahl, alle Eigentimer werden betroffen
sein, jedoch in unterschiedlicher Form und Ausmal3.

Weiterhin wird sich noch nach dem FNP zur Umfahrung Schalkhausens erkundigt und
nachgefragt, ob die geplanten HochwasserschutzmaRnahmen am Onolzbach damit
kollidieren.

Herr Buschl berichtet, dass seitens des Staatlichen Bauamtes nach seiner Kenntnis
bislang die Umsetzung der Umgehung nicht proaktiv geplant sei. Die Plane zeigen
jedoch, dass der Damm der Umfahrung nicht im Wege stehe. Mdglicherweise kénne
man das sogar kombinieren, wenn abgestimmt geplant werde.

Herr Christofori informiert abschlieRend, dass bislang weitere konkrete Uberlegungen
noch anstehen und auch eine Teilung des Damms in Betracht gezogen werden kdnne.

Dient zur Kenntnis.
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Deckblatt Nr. 2 zum Bebauungsplan Nr. CL 1 ,,Anderung der textlichen
Festsetzungen hinsichtlich der Dachbegrinung fir  das
Gewerbegebiet zwischen der BundesstralRe B13 und der Autobahn A6
, OT Claffheim,,

a) Abwagung der Stellungnahme der Beteiligung gem. 8§ 3 Abs. 2und §
4 Abs. 2 BauGB

b) Satzungsbeschluss Deckblatt Nr. 2 zum Bebauungsplan Nr. Cl 1 (8
10 Abs. 1 BauGB)

TOP 2

Frau Heinlein stellt den Sachverhalt vor und berichtet, dass die Verwaltung die
Bebauungsplane der Gewerbegebiete auf klimaschitzende Malinahmen tberpruft und
durch entsprechende Festsetzungen (Uberarbeitet. Im  Geltungsbereich des
Bebauungsplanes CL 1 sind noch Erweiterungsmaoglichkeiten vorhanden. Dies wird
zum Anlass genommen, in diesem Gewerbegebiet klimaschitzende Mal3inahmen zur
Festsetzung vorzuschlagen. Um den Klimaschutz noch stérker gerecht zu werden ist
eine Anderung des bestehenden Bebauungsplanes CL 1 mit einem Deckblatt Nr. 2
erforderlich. Ziel des Deckblatts Nr. 2 ist die Ergéanzung der textlichen Festsetzungen
dahingehend, die Dacher der Gewerbebauten mit einer Dachbegriinung auszustatten.
Dies betrifft nur die Neubauten von gewerblichen Einheiten, andere Mal3nahmen
bleiben hiervon unberihrt.

Auf Grund einer Gesetzesanderung der BayBO, besteht seit dem 01.02.2023 fir
Neubauten, die ausschliel3lich gewerblicher oder industrieller Nutzung zu dienen
bestimmt sind, eine Pflicht zur Errichtung und Betrieb von PV-Anlagen auf den hierfur
geeigneten Dachflachen.

Im Rahmen der Beteiligung wurde durch die Abwasserentsorgung awean AGR eine
negative Stellungnahme abgegeben, aufgrund dieser soll folgender Absatz aus der
Begrindung zum Deckblatt 2 zum Bebauungsplan CI 1 gestrichen werden:

LZusétzlich zur Dachbegriinung sollen Versickerungs- bzw. Ruckhalteteiche angelegt
werden. Die Versickerungs- bzw. Ruckhalteteiche sind naturnah und offen anzulegen.
Zulassig sind auch Ruickhalteteiche mit einem Grundsee und einem Uberlauf in eine
Mulden-, Rigolenversickerung. Ein Anschluss- und Benutzungszwang an die
Oberflachenentwéasserung besteht nicht, wenn der Nachweis einer Versickerung
erbracht wird.“

Frau Heinlein erklart, dass somit eine Regelung zur Festsetzung von Dachbegriinung
gefunden wird, die der Satzung der awean nicht entgegensteht und die Ziele einer
Dachbegriinung verwirklicht. Die Anderungen werden eingepflegt, die Festsetzungen
des Bebauungsplans mussen aber nicht angepasst werden. Durch die Anderung der
Begrindung zum Bebauungsplan werden die Grundziige der Planung nicht berihrt. Die
genannten Anpassungen der Begrindung bedingen keine erneute Auslegung der
Planunterlagen, der Entwurf des Bebauungsplanes samt der dazugehorigen
Begrindung konnen als Satzung beschlossen werden, Ziel sei eine rechtssichere
Festsetzung.

Aus dem Gremium wird das Thema Versickerung diskutiert und die
Oberflachenentwasserungsgebihr angesprochen.
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Herr Oberburgermeister Deffner informiert Uber die Zulassigkeit der Versickerung, ein
Anschluss- und Benutzungszwang lasse sich jedoch nicht vermeiden. Somit sei auch
stets eine Einleitungsgebuhr zu begleichen.

Abschlieiend wird folgender Satz aus der Begrindung zum Deckblatt Nr. 2 zum
Bebauungsplan CI 1 als textlicher Hinweis im Bebauungsplan aufgenommen:

LZusétzlich zur Dachbegriinung sollen Versickerungs- bzw. Ruckhalteteiche angelegt
werden. Die Versickerungs- bzw. Rickhalteteiche sind naturnah und offen anzulegen.
Zulassig sind auch Rickhalteteiche mit einem Grundsee und einem Uberlauf in eine
Mulden-, Rigolenversickerung.“

Der nachfolgende Satz aus der Begrindung zum Deckblatt Nr. 2 zum Bebauungsplan
CI 1 wird gestrichen:

»Ein Anschluss- und Benutzungszwang an die Oberflachenentwasserung besteht nicht,
wenn der Nachweis einer Versickerung erbracht wird.*”

Beschluss:
Der Bauausschuss empfiehlt dem Plenum folgenden Beschluss:

a) Der Stadtrat stimmt dem angepassten Entwurf der Begriindung vom 26.09.2023 zu.
Der Stadtrat nimmt die Abwagung aus der Beteiligung gem. 8 3 Abs. 2 und 8§ 4 Abs. 2
BauGB zur Kenntnis. Die Abwagung wird durch den Stadtrat beschlossen. Der Stadtrat
tritt der Abwéagungstabelle vom 26.09.2023 bei.

b) Das Deckblatt Nr. 2 zum Bebauungsplan ClI 1 ,Anderung der textlichen
Festsetzungen hinsichtlich der Dachbegrinung fur das Gewerbegebiet zwischen der
Bundesstral’e B13 und der Autobahn A6, OT Claffheim® wird in der Fassung vom
26.09.2023 gem. 8§ 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. Dazu gilt die
Begrindung vom 26.09.2023.

Abstimmungsergebnis: Ja 12 Nein 3
Mehrheitlich beschlossen.

Deckblatt Nr. 7 zum Bebauungsplan B6 "Anderung der textlichen
Festsetzungen hinsichtlich der Dachbegrinung fir einen Teilbereich
westlich der Gottlieb-Daimler-Stra3e”

a) Anderungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB

b) Beschluss zur frihzeitigen Beteiligung gem. 8 3 Abs. 1 und § 4 Abs.
1 BauGB

TOP 3

Frau Heinlein erlautert Anlass und Erfordernis der Planung, sowie den Ablauf des
Bebauungsplanverfahrens und informiert, dass der Eingang eines aktuellen
Bauantrages zum Anlass genommen wird, um auch in einem Teilbereich des
Bebauungsplanes B6 entsprechende klimaschitzende Maflinahmen zur Festsetzung
vorzuschlagen und somit eine Anderung der textlichen Festsetzungen anzustreben.
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Um dem Klimaschutz in Ansbach in Zukunft noch starker gerecht zu werden ist eine
Anderung des bestehenden Bebauungsplans Deckblatt Nr. 3 zum Bebauungsplan B 6
erforderlich. Ziel des Deckblatts Nr. 7 zum Bebauungsplan B 6 ist die Erganzung der
textlichen Festsetzung dahingehend, die Déacher der Gewerbebauten mit einer
Dachbegriinung auszustatten. Es sollen folgende Festsetzungen getroffen werden:

1. Dachform und Dachaufbauten:

Es sind nur Flachdacher und flachgeneigte Dacher mit einer Neigung von maximal 15
Grad zulassig. Die Dacher von Gebauden im gesamten Geltungsbereich sind zu 80
vom Hundert (v.H.) der Dachflache eines Gebaudes mit einem mindestens 10 cm
dicken durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen, extensiv zu begriinen und zu
unterhalten. Eine Kombination von aufgestanderten Anlagen zur Nutzung von
Solarenergie und einer flachigen Begrinung auch unter den Modulen ist mdglich.

2. Gestaltung baulicher Anlagen

Bei der Errichtung von Anlagen zur Nutzung von Solarenergie ist darauf zu achten,
dass von den Modulen keine Blendwirkung fur angrenzende Nutzungen und
Verkehrswege entsteht.

Zudem wird folgender textlicher Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen:

Die Ubrigen Festsetzungen des Bebauungsplans B6 bleiben bestehen.

Zusatzlich zur Dachbegrinung sollen Versickerungs- bzw. Ruckhalteteiche angelegt
werden. Die Versickerungs- bzw. Rickhalteteiche sind naturnah und offen anzulegen.
Zulassig sind auch Rickhalteteiche mit einem Grundsee und einem Uberlauf in eine
Mulden-, Rigolenversickerung.*“

Aus dem Gremium wird nachgefragt, ob die Anderungen aktuell fiir die Bauherren
gelten.

Frau Heinlein erklart, dass dies aktuelle Bauantrage fir Neubauten von gewerblichen
Einheiten betreffe.

Herr Oberburgermeister Deffner erklart abschlie3end, dass dieser Tagesordnungspunkt
mit dem nachfolgenden Top 4 — Instrument der Veranderungssperre — verbunden sei..

Beschluss:
Der Bauausschuss empfiehlt dem Plenum folgenden Beschluss:

a) Zum Bebauungsplan Deckblatt Nr. 3 zum Bebauungsplan B 6 wird das Deckblatt Nr.
7 zum Bebauungsplan B 6 "Anderung der textlichen Festsetzungen hinsichtlich der der
Dachbegrinung fir einen Teilbereich westlich der Gottlieb-Daimler-Straf3e” im
vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB in der Fassung vom 29.09.2023 aufgestellt.
Von einer Umweltprifung wird abgesehen.

b) Die Verwaltung wird beauftragt die Offentlichkeit, die Behtrden und sonstigen Trager
offentlicher Belange uber die Aufstellung des Deckblatts Nr. 7 zum Bebauungsplan B 6
frihzeitig zu informieren und nach 8 3 Abs. 1 BauGB und 8 4 Abs. 1 BauGB zu
beteiligen. Die Frist zur Stellungnahme wird angemessen verkurzt.
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Abstimmungsergebnis: Ja 10 Nein 5
Mehrheitlich beschlossen.

Erlass einer Veranderungssperre fur den Geltungsbereich des

welEs, Deckblatts Nr. 7 zum Bebauungsplan Nr. B 6 (88 14, 16 BauGB)

Frau Heinlein erklart, dass zur Sicherung der Planung fur den kinftigen Planbereich des
Deckblatts Nr. 7 zum Bebauungsplan Nr. B 6 eine Verédnderungssperre nach § 14
BauGB notig ist, diese sei gemall 8§ 16 BauGB als Satzung zu beschlieRen. Die
Veranderungssperre gelte zwei Jahre, konne um ein weiteres Jahr verlangert werden
und beziehe sich auf das gesamte Plangebiet des Deckblatts Nr. 7 zum Bebauungsplan
Nr. B 6.

Beschluss:
Der Bauausschuss empfiehlt dem Plenum folgenden Beschluss:

Zum Erlass einer Veréanderungssperre fir den Geltungsbereich des Deckblatts Nr. 7
zum Bebauungsplan Nr. B 6 wird folgende Satzung beschlossen:

Satzung
Uber eine Veranderungssperre fur den Geltungsbereich des Deckblatts Nr. 7 zum
Bebauungsplan Nr. B 6
vom ............

Die Stadt Ansbach erlasst aufgrund der 88 14 und 16 des Baugesetzbuchs (BauGB) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634), das
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 221) geandert
worden ist, und Art. 23 der Gemeindeordnung fir den Freistaat Bayern (GO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-1),
die zuletzt durch die 88 2, 3 des Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBI. S. 385, 586)
geandert worden ist:

8 1 Raumlicher Geltungsbereich

Der raumliche Geltungsbereich der Veranderungssperre ist im Lageplan vom
29.09.2023 dargestellt. Dieser Plan ist Bestandteil der Satzung.

8§ 2 Verbote

Auf den von der Verdnderungssperre betroffenen Grundstiicken dirfen

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgefiihrt oder bauliche Anlagen nicht
beseitigt werden,

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veranderungen von Grundsticken und
baulichen Anlagen, deren Verdnderung nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder
anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden.

§ 3 Ausnahmen
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Wenn Uberwiegende oOffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der
Veranderungssperre eine Ausnahme zugelassen werden.

8 4 In-Kraft-Treten und AuRer-Kraft-Treten

Die Satzung tritt am Tag ihrer Bekanntmachung in Kratft.

Sie tritt auRer Kraft, wenn das Deckblatt Nr. 7 zum Bebauungsplan Nr. B 6 ,Anderung
der textlichen Festsetzungen hinsichtlich der Dachbegrinung fur einen Teilbereich
westlich der Gottlieb-Daimler-Stral3e” in Kraft getreten ist, spatestens jedoch nach 2
Jahren.

Ansbach, den .........
Stadt Ansbach

Thomas Deffner
Oberbiurgermeister

Abstimmungsergebnis: Ja 1l Nein 4
Mehrheitlich beschlossen.

Vorhabenbezogener Bebauungsplan zum VEP - Deckblatt 1 zum

Bebauungsplan Nr. B 17 "fir einen Teilbereich im Ortsteil Wallersdorf"
TOP 5 a) Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB

b) Beschluss zur frithzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit, Behdrden

und Trager offentlicher Belange gem. 8§ 3 Abs. 1 und 8§ 4 Abs. 1 BauGB

Frau Heinlein informiert Uber eine Anfrage, welche die Bebauung des Flurstiicks Nr.
1246/9 in Wallersdorf, Gemarkung Brodswinden mit einem Einfamilienhaus vorsieht.
Durch die Vorhabentrager wurde ein Antrag auf Einleitung eines Bauleitplanverfahrens
einschlielBlich der Kostenubernahmeerklarung gestellt. Wahrend einer ausfihrlichen
Bauberatung wurde dem Vorhabentrager erklart, dass weder eine Befreiung, noch eine
Anderung des Bebauungsplanes moglich ist.

Der vorhabenbezogene ErschlieBungsplan sieht die Verwirklichung eines
Einfamilienhauses mit Doppelgarage westlich der Stral3e Zur Silbermihle vor. Um eine
Gleichbehandlung die angrenzenden Bewohner herzustellen, wurde eine
Nachbarbeteiligung durchgefuhrt. Alle benachbarten Eigentimer haben auf die
Beteiligung geantwortet, es besteht kein Interesse die o0.g. Flursticke im angegebenen
Zeitraum zu bebauen.

Frau Heinlein berichtet weiterhin Uber das Bauleitplanverfahren und erklart, dass ein
Durchfuhrungsvertrag erarbeitet und vor dem Satzungsbeschluss mit den
Vorhabentragern abgestimmt wird.

Der Vorhabentrager hat sich mit der Antragstellung verpflichtet,
1. auf der Grundlage des mit der Stadt Ansbach abgestimmten Vorhaben- und
ErschlieRungsplans, das Vorhaben einschlief3lich zugehoriger
ErschlieBungsmalZinahmen in der festgelegten Form und Frist zu realisieren.

Offentliche Sitzung des Bauausschusses vom 16.10.2023 Seite 12 von 21



2. Planungs- und ErschlielBungskosten vollstdndig zu ibernehmen. Hierzu gehdren
unter anderem die fur die Planung erforderlichen Gutachten, die auf eigene
Kosten in Auftrag zu geben sind. Fir Planungsaufgaben, die von der Stadt
Ansbach im Rahmen des Bauleitplanverfahrens getétigt werden, wird eine
Vergutung fallig.

3. die Durchfihrung des Verfahrens und zur Realisierung des Vorhabens
erforderlichen Regelungen durch Abschluss eines Durchfihrungsvertrags vor
dem Satzungsbeschluss zu treffen.

Herr Oberburgermeister Deffner spricht von einem ,guten Weg®“, um der Bevdlkerung
vor Ort eine Bebauung zu ermdglichen.

Beschluss:
Der Bauausschuss empfiehlt dem Plenum folgenden Beschluss:

a) Der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit integriertem VEP — Deckblatt 1 zum
Bebauungsplan Nr. B 17 . fur einen Teilbereich im Ortsteil Wallersdorf* wird im
beschleunigten  Verfahren gem. §13aBauGB, mit dem Ziel der
Innenentwicklung, in der Fassung vom 28.09.2023 aufgestellt.

b) Die Verwaltung wird beauftragt, die Offentlichkeit, Behérden und sonstigen

Trager Offentlicher Belange Uuber das Bauleitplanverfahren fruhzeitig zu
informieren und gem. § 3 Abs. 1 BauGB und 8§ 4 Abs. 1 BauGB zu beteiligen.

Einstimmig beschlossen.

Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit integriertem VEP Nr. He/Ob
16 "fur einen Teilbereich zwischen HauptstraBe und Zogelweg in
Obereichenbach™

a) Aufstellungsbeschluss gem. 8§ 2 Abs. 1 BauGB

b) Beschluss zur friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit, Behorden
und Trager 6ffentlicher Belange gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB

TOP 6

Frau Heinlein stellt Anlass und Erfordernis der Planung vor, es werde Baurecht fur 15
Wohneinheiten geschaffen und neun Reihenhdauser, sowie sechs Doppelhduser
realisiert. Der Spielplatz werde abgeldst, die Ablésesumme betragt 22.000,- €. Fir das
Plangebiet existiert kein Bebauungsplan. Die Umgebung des betreffenden Flurstiicks
zeichnet sich hauptsachlich durch Einfamilienhausbebauung und vereinzelt
Mehrfamilienhduser sidlich des Geltungsbereichs aus. Das Ansbacher Wohnbaumodell
komme nicht zum Tragen, da es nur bei Geschosswohnungsbau gelte.

Es handelt sich um einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan. Ein entsprechender
Antrag auf Aufstellung von Seiten des Vorhabentréagers liegt vor. Die erforderliche SaP
wird vergeben. Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans kann nach
§ 13a BauGB im beschleunigten Verfahren durchgefihrt werden. Hierbei kann von
einer detaillierten Umweltprifung und dem Umweltbericht abgesehen werden. Eine
artenschutzrechtliche Prufung muss hier, wegen eines Biotops, welches sich im
Planungsgebiet befindet, dennoch durchgefiihrt werden.
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Der Vorhabentrager hat sich mit der Antragsstellung verpflichtet,

1. auf der Grundlage des mit der Stadt Ansbach abgestimmten Vorhaben- und
ErschlieRungsplans, das Vorhaben einschlief3lich zugehdariger
ErschlieBungsmalinahmen in der festgelegten Form und Frist zu realisieren.

2. Planungs- und ErschlieBungskosten vollstdndig zu tbernehmen. Hierzu gehéren
unter anderem die fur die Planung erforderlichen Gutachten, die auf eigene
Kosten in Auftrag zu geben.

3. die zur Durchfuhrung des Verfahrens und zur Realisierung des Vorhabens
erforderlichen Regelungen durch Abschluss eines Durchfiihrungsvertrages vor
dem Satzungsbeschluss zu treffen.

Aus dem Gremium wird sich nach gefdrderten Wohnraum erkundigt und als Anregung
zum stadtebaulichen Vertrag die Dachbegrunung der Garagen angeregt. Weiterhin wird
ein Ausgleich der Biotopflache im Rahmen des Okokatasters angeregt.

Frau Heinlein nimmt die Anregung zur Prufung der Aufnahme in den stadtebaulichen
Vertrag auf. Das Verkaufsmodell fur geférderten Wohnraum gestalte sich fir den
Bautrager schwierig, ein Gesprach mit dem Vorhabentrager wird aber zugesichert. Im
Rahmen der frihzeitigen Beteiligung werde auch die Stellungnahme mit einer
artenschutzrechtlichen Prifung der Umweltbehdrde einflieRen.

Herr Oberbirgermeister Deffner spricht abschlieRend von einer guten Nachverdichtung
im Innenbereich.

Beschluss:
Der Bauausschuss empfiehlt dem Plenum folgenden Beschluss:

a) Der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit integriertem VEP Nr. He/Ob 16 fur
einen Teilbereich zwischen HauptstralRe und Zogelweg in Obereichenbach® wird
im  beschleunigten Verfahren gem. § 13aBauGB, mit dem Ziel der
Innenentwicklung, in der Fassung vom 29.09.2023 aufgestellt.

b) Die Verwaltung wird beauftragt die Offentlichkeit, Behérden und sonstige Trager

offentlicher Belange Uber das Bauleitplanverfahren frihzeitig zu informieren und
nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB zu beteiligen.

Einstimmig beschlossen.

ITOP 7  Ortsteilsatzung Kéaferbach - Weiteres Vorgehen |

Frau Heinlein erlautert detailliert den Sachverhalt zur Ortsteilsatzung Kéaferbach. Die
letzte Beratung im Gremium fand am 17.10.2022 statt, anschlie3end habe man im Jahr
2023 noch zweimal den Sachstand mitgeteilt. Die Blrger wurden mit einer zweiten
Informationsveranstaltung tber den aktuellen Stand der Planungen informiert.
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Zwischenzeitlich hat das Bundesverwaltungsgericht mit Urteil vom 18. Juli 2023
entschieden, dass § 13 b Baugesetzbuch wegen des Vorrangs des Unionsrechts nicht
mehr angewendet werden darf. Im Rahmen der Satzung nach 8§ 34 BauGB spielt das
insofern eine Rolle, da es sich hier nicht nur um eine Klarstellungssatzung nach § 34 (4)
Nr. 1 handelt, sondern auch um eine Einbeziehungssatzung nach 8 34 (4) Nr. 3. Hier
wird auf BauGB § 1a (2) und 8la (3), sowie auf § 9 (1a) BauGB verwiesen. Die
Ausgleichsregelung ware entsprechend anzuwenden. In Absprache mit der Regierung
von Mittelfranken wurde fir diese Satzung der 813b BauGB herangezogen, wonach die
Eingriffsregelung fir die Einbeziehungssatzung nicht anzuwenden war.

Fur das Verfahren zur Ortsteilsatzung Kaferbach bedeutet das o0.g. Urteil nun, dass fur
den Eingriff in den Naturhaushalt, welche durch die Ausweisung der
Erganzungsbereiche verursacht werden wirde, ein entsprechender Ausgleich
geschaffen werden musste.

Gemald einem Schreiben vom Bayerischen Staatsministerium fir Wohnen, Bau und
Verkehr empfiehlt die Verwaltung das Verfahren zur Aufstellung der Ortsteilsatzung
Kaferbach ,ruhend” zu stellen. Dies bedeutet, dass es fur die Ortsteilsatzung Kéaferbach
keinen  Satzungsbeschluss geben wird. Bei einer Fortschreibung des
Flachennutzungsplanes und bei zuklnftigen Bauantragen sollen die aktuellen
Abgrenzungen der Ortsteilsatzung als Orientierungshilfe fur die planungsrechtliche
Zulassigkeit der Bauvorhaben herangezogen werden.

Die Ortsteilsatzung kann somit als Handlungsleitlinie fir die Behandlung von
Baugesuchen weiterhin Beriicksichtigung finden, auch wenn das Verfahren nicht zum
Abschluss gebracht werden wird.

Herr Oberbirgermeister Deffner erganzt, dass ein Bauantrag in den genannten
Grenzen mdglich sei, auRerhalb greife dann 8 35 BauGB — Bauen im Auf3enbereich.

Aus dem Gremium wird Interesse an den Stellungnahmen, welche Frau Heinlein
nochmals anhand der Prasentation ausfuhrt, bekundet und beantragt, den
Beschlussvorschlag getrennt abzustimmen, da gegen den 2. Satz rechtliche Bedenken
bestehen. Weitere Verstandnisfragen werden von Herrn Bischl beantwortet.

Herr Oberbirgermeister Deffner spricht sich abschlieBend fir eine getrennte
Abstimmung aus.

Beschluss:

Der Bauausschuss empfiehlt dem Plenum folgenden Beschluss:

a) Gemall dem Schreiben vom 04.08.2023 vom Bayerischen Staatsministerium fir
Wohnen, Bau und Verkehr (Az.: StMB-25-4600-1-8-12) wird das Verfahren zur
Aufstellung der Ortsteilsatzung Kéaferbach ,ruhend“ gestellt. Fur die Ortsteilsatzung
Kaferbach wird kein Satzungsbeschluss gefasst.

Einstimmig beschlossen.

b) Diese Abgrenzung wird als Orientierungshilfe bei Bauantragen herangezogen und
dient als Grundlage fur die mittelfristige Fortschreibung des Flachennutzungsplanes.
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Abstimmungsergebnis: Ja 13 Nein 2
Mehrheitlich beschlossen.

ITOP 8 Anderung der Satzung iiber die Errichtung von Kinderspielplatzen |

Herr Buschl berichtet, dass die Kinderspielplatzsatzung mit Wirkung vom 02.05.2022 in
Kraft getreten ist. Die Satzung regelt insbesondere die Lage, Grof3e, Beschaffenheit,
Ausstattung und Unterhaltung von Spielplatzen, sowie die Art der Erfullung und die
Ablose der Pflicht zur Herstellung des Spielplatzes.

Auf Grund von aktuellen Rechtsprechungen und neuen Gesetzesauslegungen muss
diese Satzung nun angepasst werden. Unter anderem sollen folgende Anpassungen an
der Kinderspielplatzsatzung vorgenommen werden:

e Grundsatzlich hat der Bauherr ein Wahlrecht fir die Art der Erfullung der
Spielplatzpflicht. Auf Grund der generellen Vertragsfreiheit einer Kommune hat
die Stadt Ansbach bei der Wahl der Art der Erfullung der Spielplatzpflicht
dennoch einen gewissen Ermessenspielraum.
> Die Regelungen in 8 8 Abs. 1 zur Ablésung der Kinderspielplatzpflicht

werden angepasst.

¢ In aktuellen Kommentaren zur Bayerischen Bauordnung wurde klargestellt, dass
bei der Berechnung der Kinderspielplatzablose die fiktiven Kosten fir den
Unterhalt des Spielplatzes nicht mit einbezogen werden dirfen. In der bislang
geltenden Fassung der Satzung werden diese Kosten bei der Berechnung der
Ablésesumme angesetzt.
> Die Regelungen in 8 9 Abs. 1 zur HOhe des Ablosebetrages werden
entsprechend angepasst. Die Unterhaltskosten werden nicht mehr in den
Abloésebetrag eingerechnet.

e Auf Grund der aktuellen Inflation und der gestiegenen Baukosten werden im
Zuge der Anpassung der Kinderspielplatzpflicht die fiktiven Kosten fur die
Herstellung eines Kinderspielplatzes von 80,-- €/m? auf 100,-- €/ m? angehoben.
Dies wurde aus den aktuellsten Ausgaben fur Investitionen auf Spielplatzen des
Stadtentwicklungsamtes errechnet, welche der Anpassung als
Vergleichsberechnung zugrunde liegen.

Herr Buschl teilt abschlieRend mit, dass § 5 Abs. 1 der Satzung (Sandspielflache)
gestrichen werde.

Beschluss:
Der Bauausschuss empfiehlt dem Plenum folgenden Beschluss:

Die Satzung Uber die Errichtung von Kinderspielplatzen (Kinderspielplatzsatzung —
KSpS) vom 04.10.2023 wird in der vorliegenden Form beschlossen.
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Mit in Kraft treten der neuen Satzung Uber die Errichtung von Kinderspielplatzen tritt die
Satzung Uber die Errichtung von Kinderspielplatzen vom 29.03.2022 aul3er Kraft.

Einstimmig beschlossen.

Antrag der AfD-Fraktion - Begrenzung der PV-Anlagen im Bereich

uele & der Gemarkungen Claffheim, Bernhardswinden, Brodswinden

Frau Heinlein berichtet Gber den Antrag der AFD-Stadtratsfraktion vom 04.10.2023 zur
Begrenzung der PV-Anlagen im Bereich der Gemarkungen Claffheim, Bernhardswinden
und Brodswinden.

Mittels einer ausfuhrlichen Préasentation nimmt Frau Heinlein dazu Stellung und erlautert
die verschiedenen GroBen der Gemarkungen und die unterschiedlichen
Rahmenbedingungen. Sie stellt eine Ubersicht der Freiflachen-PV-Anlagen mit
Bebauungsplanen im Stadtgebiet vor und beschreibt die Vorgehensweise der im
Bestand und in der Planung befindlichen Anlageleistungen, welche unter anderem auch
auf den landwirtschaftlichen Flachenverbrauch gepruft werden. Seitens der Verwaltung
wird die Einfihrung einer Obergrenze kritisch betrachtet.

Seitens der AFD-Fraktion trAgt Herr Stadtrat Danielis vor, dass das Gremium alle
bisherigen Einzelprojekte ziigig durchgewunken habe, aber die Gesamtgrdl3enordnung
zu wenig Beachtung finde. Eine Flache von 400 Hektar sei in wenigen Jahren erreicht
und kein Blrger mdchte in einem Solarpark leben. Er gibt zu bedenken, dass seiner
Meinung nach, Birger die Dimension nicht erkennen kdénnen.

Herr Oberbirgermeister Deffner sieht die Einfihrung einer Obergrenze ebenfalls
kritisch. Eine mdgliche Kontrolle sei jederzeit, falls vom Gremium gewlnscht, mittels
eines  Stadtratsbeschlusses mdglich, so dass keine Zustimmung zum
Aufstellungsbeschluss erfolge. In naher Zukunft werde es auch Bulrgerbeteiligungen
geben.

Herr Buschl ergénzt, dass sich die stadtischen Gremien nach seiner Wahrnehmung
eingehend und ausfiihrlich mit der Sach- und Rechtslage zu Freiflachen-PV-Anlagen
beschaftigt habe. Seitens der Verwaltung wurden Handlungsleitlinien und detaillierte
Informationen vorgelegt, damit die Fraktionen sachgerecht entscheiden konnten.

Herr Stadtrat Sauerhammer flgt hinzu, dass noch nicht alle genehmigten Anlagen
gebaut und viele noch nicht ans Netz angeschlossen seien. Bei Interesse von externen
Unternehmen miussten erst Pachtungen zur Flachensicherung angestrebt werden. Er
verweist auch auf die Privilegierung in diesem Zusammenhang, was man nicht einfach
deckeln konne.

Aus dem Gremium wird die Aversion der AFD-Fraktion gegen Freiflachen-PV-Anlagen
nicht verstanden. Weiterhin wird sich erkundigt, ob bei einer Leistungsspeicherung
samtliche Geb&ude in Ansbach bereits versorgt werden konnten,

Frau Heinlein verneint dies, zum jetzigen Zeitpunkt sei die Mdglichkeit noch nicht
gegeben.
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Herr OberblUrgermeister Deffner erganzt, dass dazu Grol3speicheranlagen nétig seien.
Beschluss:

Auf die Einfuhrung einer maximalen Obergrenze von 10% der Gesamtflache fir FFPV-
Anlagen wird derzeit verzichtet.

Abstimmungsergebnis: Ja 14 Nein 1
Mehrheitlich beschlossen.

Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN -

el el Architektenwettbewerb Sanierung/Umbau Berufsschule

Herr Buschl stellt den Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Grinen vom 16.08.2023 fur
einen Architektenwettbewerb zur Sanierung bzw. zum Umbau der Berufsschule vor.

Herr Buschl fuhrt an, dass die Antragsteller die Einstellung von 100.000,-- € fur die
Durchfiihrung eines Architektenwettbewerbs zur Sanierung/Umbau der Berufsschule fur
das Jahr 2024 beantragen. Auch wenn grundsatzlich die Mittelbereitstellung Sache des
Stadtrates im Rahmen der Haushaltsberatungen sei, gehe die Verwaltung in dieser
Sitzung inhaltlich auf den Antrag aus fachlicher Sicht ein.

Bei dieser komplexen Malinahme sei eine klare Abfolge bereits geplant, kbnne jedoch
aufgrund fehlender Personalressourcen derzeit nicht realisiert werden. Es sei zwingend
ein qualifizierter Ansprechpartner auf Seiten der Bauverwaltung erforderlich, der das
Verfahren ausschlieB3lich begleiten und von Bauherrenseite steuert. Dis werde sich Uber
einen mehrjahrigen Investitionsprozess ziehen, wofur die Hochbauverwaltung eine
gesonderte projektbezogene Stellenkapazitat bendétige. Nachdem bislang die beiden
offenen Architekten- /Ingenieurstellen nicht besetzt werden konnten, stellt sich die
Frage nach dieser personellen Kapazitat und somit auch fir die Finanzierung des
Wettbewerbsverfahrens bis auf Weiteres nur nachrangig.

Herr Dr. Simons ergénzt, dass ein Wettbewerbsverfahren grundséatzlich der richtige
Weg sei, aber wegen fehlender Personalkapazititen und einer angespannten
Haushaltslage derzeit nicht realisierbar sei.

Herr Oberblrgermeister Deffner sieht das generelle Personalproblem auch in anderen
Stadten. Bei den Gesamtiberlegungen dirfe man zudem auch den Zustand der
Grundschulen und den Zuwachs an Schulern durch Gefliichtete nicht vergessen.

Herr Stadtrat Rihl gibt an, lediglich den Vorschlag der Verwaltung aufgegriffen zu
haben. Er fragt nach, ob die Schule bereits informiert ist bzw. ob ein Raumkonzept mit
der Schulleitung besprochen wurde.

Herr Blschl gibt an, dass der gesamte Prozess, sowohl mit der Schulverwaltung, als

auch mit der Schule besprochen werden misse, sobald man dafiir die nétigen
Kapazitaten habe.
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Der Antrag mit nachfolgendem Beschlussvorschlag wird abschlieRend von Herrn
Stadtrat Ruhl im Namen der Fraktion Bindnis 90/Die Grunen zurlickgezogen und auch
der Vorschlag der Verwaltung nicht zur Abstimmung gebracht.

Aufgrund der geschilderten Umstande wird die dem Antrag entsprechende Finanzierung
fur die Verfahrensdurchfiihrung in Abhéangigkeit der personellen Ressourcen des
Hochbauamtes betrachtet. Ein Wettbewerbsverfahren fur die Sanierung und den
Ersatzneubau der Werkstatten der Berufsschule soll dann begonnen werden, wenn
entsprechende Klarung der kinftigen Raumanforderungen durch die Organisation der
Ausbildungsrichtungen erfolgt UND die Kapazitdten flr eine entsprechende
Projektstelle geschaffen und besetzt wurden.

Beschluss:

Wird zurtckgestellt.

ITOP 11 Widmung der FaunstralRe |

Der Ausbau der Faunstrale in Gewerbegebiet Claffheim (6stlich der B 13) ist
abgeschlossen. Die 0,229 km lange StralRe, FI.Nr. 192/4 der Gemarkung Claffheim ist
deshalb als Ortsstral3e zu widmen. Trager der Stral3enbaulast ist die Stadt Ansbach.
Beschluss:

Der Bauausschuss beschliet die Widmung der Faunstral3e, FIL.Nr. 192/4 der
Gemarkung Claffheim, als Ortsstral3e.

Einstimmig beschlossen.

ITOP 12 Anfragen/Bekanntgaben

Bekanntgabe 1;
Eigentumerbefragung zur Aktivierung von Baulicken

Frau Heinlein berichtet, dass aktuell das Amt fur Stadtentwicklung und Klimaschutz der
Stadt Ansbach untersucht, wo im Ansbacher Stadtgebiet grundsatzlich Potenziale fur
die Bebauung mit Wohngebauden vorhanden sind.

BekanntermalRen steht der Nachfrage von Wohnbauflachen derzeit nur wenig bis kein
verfugbares Bauland gegenuber. Bei der Suche nach Mdglichkeiten, neuen Wohnraum
zu schaffen, bietet sich die Nachverdichtung und somit die SchlieRung von Baullicken
im Siedlungszusammenhang besonders an. Im Ansbacher Stadtgebiet gibt es derzeit
mehrere hundert unbebaute Baugrundstiicke, die bebaut sein kénnten.

Die zuklnftige Aktivierung von Baulicken fihrt nicht nur zur Verringerung des
Flachenverbrauchs, sondern wirkt auch der Verknappung von Wohnbauflachen
entgegen. Bereits erschlossene Flachen koénnen effizient genutzt und somit neue
Versiegelungen vermieden werden.
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Um dies anzustol3en und das Ziel der Innenentwicklung voran zu bringen, schreibt die
Stadtverwaltung derzeit die Eigentimer von potentiellen Baugrundstiicken innerhalb
von Bebauungsplanen von Wohngebieten an. Teil des Anschreibens ist ein
entsprechender Fragebogen, welcher dem Amt fir Stadtentwicklung und Klimaschutz
ausgefullt zurickgesendet werden soll. Es ist angedacht das Umfragespektrum
stufenweise zu erweitern, um so auch Potentiale innerhalb von Ortsteilen ohne einen
entsprechenden Bebauungsplan (8 34 BauGB) abschdpfen zu kénnen.

Die Eigentimer der Grundsticke kénnen im Amt fur Stadtentwicklung und Klimaschutz
ein kostenloses Beratungsgesprach zur moglichen Bebaubarkeit Ihres Grundstiickes
wahrnehmen. Ebenso soll es mdglich sein, verkaufswilligen Eigentimern auf der
Internetseite der Stadt Ansbach auf den Verkauf eines Grundstiickes hinzuweisen.

Eine Verodffentlichung aller ermittelter potentieller Baugrundstiicke im Sinne eines
offentlichen Bauliickenkatasters wird derzeit nicht teil der Erhebung sein, schlief3t sich
hierdurch zukinftig jedoch nicht aus.

Bekanntgabe 2;
Ausbau der Ortsdurchfahrt Kammerforst

Herr Wehrer informiert, dass die Ortsdurchfahrt Kammerforst gemafRl Beschluss des
Stadtrates vom 26.07.2023 in den Jahren 2024/2025 neu ausgebaut werden soll Nach
Mitteilung des Staatlichen Bauamtes ist Kammerforst bis November 2024 als
Umleitungsstrecke fir Baumalnahmen des Landkreises angegeben und kann daher
nicht gesperrt werden. Der Ausbau Kammerforst soll planmaRig nach der
Fordermittelzusage der Regierung von Mittelfranken im Sommer/Herbst 2024
ausgeschrieben und vergeben werden. Der Baubeginn kann nach Abschluss der
MalRnahmen des Staatlichen Bauamtes, voraussichtlich ab Dezember 2024 erfolgen.
Um eine Winterbaustelle im StraRenbau zu vermeiden, ist geplant, mit dem Ausbau
seitens der Stadt im Friihjahr 2025 zu beginnen, Fertigstellung bis Ende 2025.

Anfrage 1;
Ausbau der Stral3e Elpersdorf - Geisengrund

Herr Stadtrat Stephan lobt die gelungene Sanierung der Stral3e von Elpersdorf nach
Geisengrund.

Herr Stadtrat Sauerhammer schliel3t sich dieser Meinung an und lobt das
kostenglnstige und schnelle Verfahren, ein Vollausbau kodnne in vielen Fallen
verhindert werden.

Herr Oberbiurgermeister Deffner gibt bekannt, dass der zweite Bauabschnitt flr eine
Erneuerung der Verbindung von Geisengrund nach Schalkhausen im kommenden Jahr
geplant sei, wenn die Finanzierung dafir beschlossen werde. Er merkt an, dass dieses
neue Verfahren zum Stral3enausbau vorrangig aul3erorts moglich sei, da es nur bei
Stral3en ohne Gullideckel oder anderen Stral3eneinbauten ausgefihrt werden kdnne.

Bekanntgabe des Wegfalls der Geheimhaltung der in der

el de nichtoffentlichen Sitzung gefassten Beschliisse (8 37 GeschOStR)
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Die Geheimhaltung bleibt bestehen.

Thomas Deffner Birgit Pflug
Oberblrgermeister SchriftfUhrer/in

Offentliche Sitzung des Bauausschusses vom 16.10.2023 Seite 21 von 21



	FLD_GRTEXT
	FLD_SIDAT
	Anwesenheit
	BM_TEXT4
	SMC_BM_SNFUNK
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	BM_Text2
	Betreff
	Nummer
	Wortprotokoll
	Beschluß
	AbstimmungK
	BeschlussK
	Abstimmungsergebnis
	Zu
	BM_Text3

